
  Die Stadtverordnetenversammlung 
  der Kreisstadt Bad Hersfeld 
  19. Wahlperiode          

 
                                       

Bad Hersfeld, den 13.08.2017 
 
ANTRAG der SPD-Stadtverordnetenfraktion gemäß §12 der GO der StVV 
 
betreffend 
   
„Finanzierung der Kindergarteneinrichtungen in Hessen“ 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:  
 

Der Magistrat wird aufgefordert, sich mit dem folgenden Begehren an den Hessischen 

Landtag und die Hessische Landesregierung zu wenden: Die Hessische Landesregierung 

und der Hessische Landtag werden aufgefordert, alle Elternbeiträge für die Kindergarten-

einrichtungen in Hessen abzuschaffen. Gleichzeitig soll das Land Hessen den Kommunen 

verbindlich mehr Landesmittel für die Betriebskosten der Kindergärten zur Verfügung stel-

len. Mit diesen erhöhten Landeszuwendungen werden die entfallenden Elternbeiträge er-

setzt. 

 

Begründung: 

• Ziel einer aktiven Politik im Bereich der frühkindlichen Betreuung, Bildung und Er-
ziehung muss die Entlastung von Familien und die bessere Vereinbarkeit von Er-
werbstätigkeit und Kindererziehung sein.  

• Frühkindliche Bildung ist eine gesamtgesellschaftliche Herausforderung, der sich al-
le staatlichen Ebenen in gemeinsamer Gestaltungs- und Finanzierungsverantwor-
tung zu stellen haben. 

• Das Land Hessen muss die Kommunen wesentlich stärker bei den Betriebskosten 
der Einrichtungen unterstützen.  

Für die SPD-Stadtverordnetenfraktion 
 

Karsten Vollmar, 
Fraktionsvorsitzender 
 


